










































Unabhängigkeit 
und Hilfe im 

Alter 
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- Zur Sicherung des Unterhaltes der Kinder 
alleinerziehender Mütter und Väter werden in 
Rheinland-Pfalz über die Jugendämter 
Unterhaltsvorschußleistungen und Hilfe bei der 
Durchsetzung von Unterhaltsansprüchen gewährt. 

- Kuren sollen Müttern die Möglichkeit bieten, von 
Krankheit zu genesen oder wieder körperliche und 
geistige Kräfte zu sammeln , ohne die ständige Belastung 
durch die Familie. 

- Die CDU tritt dafür ein, Familien mit mehreren Kindern 
den gemeinsamen Erholungsurlaub finanziell zu 
erleichtern. 

Die Lebenserwartung ist in den letzten Jahrzehnten ständig 
gestiegen. Der Anteil der älteren Mitbürger an der 
Gesamtbevölkerung hat erheblich zugenommen. Die CDU 
Rheinland-Pfalz hat bereits 1970 mit ihrem Altenplan eine 
neue Phase der Altenpolitik eingeleitet. Oberstes Ziel ihrer 
Altenpolitik ist es, materielle Sicherheit und soziale 
Unabhängigkeit der älteren Mitbürger zu verbessern und 
ihnen ein selbständiges und eigenverantwortliches Leben 
zu ermöglichen . 

Grundlage der materiellen Unabhängigkeit im Alter ist die 
Sicherheit der Einkommen. Die CDU tritt deshalb für die 
Beibehaltung der bruttolohnbezogenen Rente ein , um den 
älteren Mitbürgern die Teilnahme am wachsenden 

Wohlstand zu sichern und sie gegen sozialen Abstieg zu 
schützen. Materielle Unabhängigkeit erleichtert die 
Teilnahme am sozialen Leben und wirkt so menschlicher 
Vereinsamung entgegen. 

Der Weggang der Kinder aus dem Elternhaushalt und das 
Ausscheiden aus dem Berufsleben verlangen Umstellungen, 
die von vielen schwer vollzogen werden. Zu den 
bedeutsamen Aufgaben der Altenpolitik gehört deshalb 
die rechtzeitige und umfassende Vorbereitung auf das 
Alter. Durch erweiterte Informationen über die Lage der 
älteren Menschen, durch Beratungs- und Bildungsangebote 
für sie ist Verständnis für eine rechtzeitige und vielseitige 
Altersvorsorge zu wecken . 41 

Behinderten 
helfen 

Neue Formen des gleitenden Übergangs vom Berufsleben 
in den Ruhestand sind notwendig. Teilzeitarbeit soll vor, 
aber auch nach Erreichen der Altersgrenze möglich sein. 
Durch die Änderung der flexiblen Altersgrenze gilt es, die 
Entscheidungsmöglichkeiten des einzelnen für einen 
früheren oder späteren Beginn des Rentenbezugs zu 
erweitern. 

Ältere Menschen wollen nicht nur ausruhen, sie wollen 
Raum für eigene Aktivitäten haben. Insbesondere im 
Bereich der sozialen Dienste müssen neue 
Betätigungsmöglichkeiten eröffnet werden, die den 
Fähigkeiten und Neigungen älterer Mitbürger entsprechen. 

Die CDU räumt - wie im Landesaltenplan vorgesehen -
der offenen Altenhilfe weiter Vorrang ein. Die alten 
Menschen sollen solange wie möglich in ihrer gewohnten 
und vertrauten Umgebung bleiben können . Besondere 
Bedeutung haben dabei die ambulanten pflegerischen 
Dienste (Sozialstationen). Aber auch alle anderen sozialen 
Dienste müssen sich dieser Aufgabe in Zukunft noch stärker 
widmen. 

Alte Menschen, die auf ein Heim angewiesen sind, müssen 
zwischen verschiedenen Möglichkeiten wählen können . 
Die Finanzierung der Heime und der Aufenthaltskosten 
muß im sozialen Sicherungssystem auf eine neue Basis 
gestellt werden, damit Heimbewohner nach lebenslanger 
Vorsorge in der Lage sind, ihren Lebensunterhalt selbst 
zu bestreiten. Der Bau von Altenpflegeheimen wird auch 
weiterhin ein Schwerpunkt sein. 

Die CDU will das bessere Verständnis der Generationen 
untereinander fördern . Die verbreitete negative 
Grundeinstellung zum Altern muß abgebaut werden; die 
Älteren müssen Verständnis für die Probleme der Jungen 
und Jüngeren aufbringen. 

Alle Behinderten brauchen die Solidarität ihrer Mitbürger. 
Die Eingliederung der körperlich, geistig oder seelisch 
behinderten Menschen in die Gesellschaft, in Arbeit und 
Beruf - also ihre Rehabilitation - war und bleibt das Ziel 
der Behindertenpolitik der CDU Rheinland-Pfalz. Diese 
Politik ist darauf ausgerichtet, die Nachteile und 
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Erschwernisse auszugleichen, die sich aus einer 
Behinderung ergeben. Die Rehabilitation der Behinderten 
muß sich an ihren Vorstellungen und individuellen 
Möglichkeiten ausrichten und die Angehörigen als Partner 
mit einbeziehen . Auf Initiative der CDU wurde 1975 bereits 
ein umfassender Plan für behinderte Menschen 
verabschiedet. Rheinland-Pfalz hat damit ein Beispiel 
gegeben, welche Hilfen ein Land - gemeinsam mit den 
freien Trägern, Behindertenverbänden und Kommunen 
- den betroffenen Mitbürgern anbieten kann. Inzwischen 
stehen den Behinderten abgestufte und vielseitige Hilfen 
und Einrichtungen in allen Landesteilen zur Förderung, 
Betreuung und Pflege zur Verfügung. Mehr als 80 Prozent 
der behinderten drei- bis sechsjährigen Kinder gehen 
bereits in für sie geeignete Kindergärten; 1979/80 besuch 
alle behinderten Kinder Schulen, in denen sie eine 
besondere pädagogische Förderung erhalten; 
Berufsbildungswerke vermitteln behinderten Jugendlichen 
ihre berufliche Erstausbildung. Die Ausbildung und 
Umschulung behinderter Erwachsener wird durch die 
Berufsförderungswerke sichergestellt. 

In den nächsten Jahren kommt es darauf an, dieses unter 
großen Anstrengungen des Landes geschaffene Angebot 
an Hilfen aufrechtzuerhalten und wo nötig zu ergänzen. 

- Um Behinderungen vorzubeugen, werden Aufklärung 
und Beratung verstärkt fortgesetzt. 

- Weitere Zentren der Frühförderung müssen eingerichtet 
werden . Die Eltern müssen noch stärker in die 
Erstbetreuung und Förderung der Kinder einbezogen 
werden. 

- Die Zahl der Plätze in Werkstätten für Behinderte, die 
wegen Art und Schwere ihrer Behinderung darauf 
angewiesen sind, muß erheblich erhöht werden . 

- Die großzügige Regelung des Landespflegegeldgesetzes 
soll die durch die Behinderung notwendigen 
Mehraufwendungen ausgleichen und den Angehörigen 
finanziell dabei helfen, dem Behinderten durch häusliche 
Pflege die vertraute Umgebung zu erhalten. 

Der Bau behindertengerechter Wohnungen und die 

Entwicklung neuer Wohnmöglichkeiten für Behinderte 
werden auch künftig gefördert. Offentliche Einrichtungen 
sind behindertengerecht auszugestalten. 

- Die Aufnahme in Vollzeitheime wird möglichst auf 
Schwerstbehinderte und ältere Behinderte beschränkt. 

Mitmenschliche 
Hilfe 

organisieren: 
• Sozialstationen 
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Die bestehenden Heime werden modernisiert und den 
individuellen Erfordernissen besser angepaßt. 

- Zur Unterstützung der Betreuungsarbeit von Eltern und 
Angehörigen von Schwerstbehinderten ist der Ausbau 
weiterer Tageseinrichtungen erforderlich . 

Auf Initiative der CDU wurden die sozialpflegerischen 
Dienste in Rheinland-Pfalz in der Form der Sozialstationen 
neu organisiert. Dabei handelt es sich um die Bündelung 
verschiedener ambulanter, gesundheits- und 
sozialpflegerischer Dienste auf überörtlicher Ebene. Die 
Sozialstationen haben nicht nur in Rheinland-Pfalz, sondern 
auch im ganzen Bundesgebiet Anerkennung gefunden. 
Ihr Erfolg beruht auf der partnerschaftlichen 
Zusammenarbeit des Landes, der freigemeinnützigen 
Träger und vieler ehrenamtlicher Mitarbeiter, die den 
Sozialstationen ihre Hilfe angeboten haben. 

Hauptaufgabe der Sozialstationen ist die pflegerische 
Betreuung alter und kranker Menschen in ihrer vertrauten 
häuslichen Umgebung. Dazu gehören auch eine enge 
Zusammenarbeit mit den niedergelassenen Ärzten, den 
Krankenhäusern, Alteneinrichtungen , Ausbildungsstätten 
und Behörden. Ein weiteres Ziel der Sozialstationen ist 
es, die Möglichkeit der Nachbarschaftshilfe verstärkt zu 
erschließen. 

Bis zum Jahre 1980 werden allen Bürgern in 
Rheinland-Pfalz die Dienste der Sozialstationen zur 
Vergfügung stehen. Damit wird diese 1970 begonnene 
sozialpolitische Pionierleistung der CDU dieses Landes 
erfolgreich abgeschlossen. 
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Ein 
bedarfsgerechtes 

und 
lei~tungsfähiges 

Gesund­
heitswesen 

In der Gesundheitspolitik hat die CDU Wege aufgezeigt, 
den Fortschritt in der Medizin allen Bürgern auch ohne 
Verstaatlichung zugute kommen zu lassen. Bei dem Ausbau 
eines bedarfsgerechten und leistungsfähigen 
Gesundheitswesens wird die Zumutbarkeit der Entfernung 
zu den Arztpraxen, Krankenhäusern und Sozialstationen 
ebenso eine Rolle spielen wie die langfristige finanzielle 
Sicherung des gesamten Gesundheitssystems. 
Wirt~chaftlichkeit in der medizinischen Versorgung der 
~evolkerung und hohe Qualität der Leistungen schließen 
sich gegenseitig nicht aus. Vielmehr wird deutlich daß 
die Interessen der Bürger dann am besten gewahrt werden, 
wenn alle am Gesundheitswesen Beteiligten ihr Handeln 
auch an ökonomischen Gesichtspunkten orientieren . Die 
Erfordernisse der Medizin und der sozialen Gerechtigkeit 
werden dabei nicht aus dem Auge verloren. 

In der Gesundheitspolitik stehen für die CDU zunächst 
die Gesundheitserziehung und Gesundheitsvorsorge im 
Vordergrund. Durch gesundheitsbewußte Lebensführung 
und die selbstverantwortliche Inanspruchnahme von 
Vorsorgemaßnahmen kann der einzelne Bürger Krankheiten 
vorbeugen. Die CDU Rheinland-Pfalz setzt sich dafür ein 
durch umfassende Information der Bevölkerung in der ' 
Schule, in der Erwachsenenbildung, in Zeitung, Rundfunk 
und Fernsehen das Gesundheitsbewußtsein zu schärfen. 
Der schulärz11iche Vorsorgedienst ist auszubauen. 

Die ambulante ärztliche und zahnärz11iche Versorgung 
bleibt auch weiterhin der Schwerpunkt der medizinischen 
Betreuung der Bevölkerung. 

- Regionale und strukturelle Engpässe werden 
in Zusammenarbeit mit den ärztlichen 
Selbstverwaltungskörperschaften, den Krankenkassen, 
kommunalen Gebietskörperschaften und staatlichen 
Institutionen beseitigt. 

Ein Bedarfsplan für die ambulante ärz11iche Versorgung 
und verstärkte Zusammenarbeit der niedergelassenen 
Arzte tragen dazu bei , die Leistungsfähigkeit des 
Systems zu verbessern und die freie Arztwahl zu 
gewährleisten. 

Ziel der CDU Rheinland-Pfalz bleibt es, ein 
bedarfsgerechtes, gegliedertes und leistungsfähiges System 
von Krankenhäusern der Grund- und Regelversorgung, 

• 

Wirksame 
Gefahrenabwehr 

und Rettung 
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von Schwerpunktkrankenhäusern sowie von 
Fachkrankenhäusern zu sichern. Sie orientiert ihre Politik 
an der Sorge für den Patienten. Das heißt, daß bei aller 
Bejahung des Fortschrittes in der Medizin die unmittelbare 
menschliche Zuwendung durch den Arzt und das 
pflegerische Personal nicht zu kurz kommen darf. Dieser 
Zielsetzung dient auch der Krankenhauszielplan aus dem 
Jahre 1977. Er ist Grundlage für das Bemühen, auch in 
Zukunft ein leistungsfähiges und humanes 
Krankenhauswesen zu erhalten. Dabei ist 
selbstverständlich, daß bei der Krankenhauszielplanung 
jeder Einzelfall sachbezogen und gerecht entschieden wird. 

Psychisch Kranken kann heute erfolgreicher und besser 
geholfen werden, als noch vor wenigen Jahren für möglich 
gehalten wurde. Bestehende rechtliche, finanzielle und 
soziale Benachteiligungen der psychisch Kranken sind 
zu beseitigen, um ihrer Gleichstellung mit körperlich 
Kranken näherzukommen. Der Schwerpunkt der Versorgung 
psychisch Kranker liegt auch künftig im ambulanten und 
rehabilitativen Bereich. Tageskliniken , Übergangsheime 
und beschützende Werkstätten und Arbeitsplätze sind 
vermehrt zu fördern , insbesondere Einrichtungen für 
psychisch kranke Kinder, Jugendliche und alte Menschen. 

Die Mitwirkung von Laienhelfern ist unersetzbar, wenn 
die psychisch Kranken und geistig Behinderten ihren Platz 
in der Gesellschaft finden sollen . 

Die ersten Minuten nach einem Unfall sind entscheidend 
dafür, ob ein Menschenleben gerettet werden kann; die 
Verbesserung des Rettungswesens bleibt deshalb eine 
ständige Aufgabe. Die CDU Rheinland-Pfalz hat daher 
in den letz1en Jahren bei der organisatorischen und 
finanziellen Neuordnung des Rettungsdienstes die Initiative 
ergriffen. Es wurden 18 Rettungsdienstbereiche gebildet. 
Die technische Ausstattung der Rettungsleitstellen zur 
Entgegennahme und Koordinierung von Notrufen aller Art 
ist im wesentlichen abgeschlossen. 

- Das Netz der Notarztwagen muß weiter ausgebaut 
werden . In diese Erweiterung wird auch der Transport 
für Früh- und Neugeborene einbezogen. 



Die Gesundheit 
durch Lebens­

mittelkontrollen 
schützen 

- In Gebieten, in denen keine Krankenhäuser vorhanden 
sind, muß der Einsatz von Notärzten durch bessere 
Zusammenarbeit mit dem ärztlichen Notfalldienst 
erreicht werden. 

- Es müssen mehr Notruftelefone an Bundes- und 
Landesstraßen aufgestellt werden, damit Polizei und 
Rettungsdienst schneller Hilfe leisten können. 

Technik allein reicht jedoch nicht aus. Die Ausbildung von 
Rettungssanitätern durch die vier Sanitätsorganisationen 
muß weiterhin gefördert werden. 

Die Folgen von Unfällen und Bränden nehmen heute immer 
größere Ausmaße an. Durch die Neuorganisation des 
Brandschutzes und der technischen Hilfe in Rheinland-Pf 
wurde diese Entwicklung berücksichtigt. Ausrüstung und 
Ausbildung wurden modernisiert. Ohne den freiwilligen 
und ehrenamtlichen Einsatz unserer Feuerwehrleute, der 
sich hervorragend bewährt hat, wären die Aufgaben, die 

heute dem Staat und den Kommunen in diesem Bereich 
gestellt sind, nicht zu erfüllen. Es ist deshalb die Pflicht 
des Staates, die Männer und Frauen , die ihre Freizeit zur 
unentgeltlichen Hilfe zur Verfügung stellen, so auszurüsten , 
daß sie ihre Tätigkeit möglichst ohne Gefahr für ihre 
Gesundheit und ihr Leben ausüben können . 

Die CDU hat dafür gesorgt, daß in den vergangenen 
zwei Jahren erhebliche Mittel für den Bau von 
Feuerwehrhäusern, für Fahrzeuge, Geräte und sonstige 
Ausrüstungen der Feuerwehr aufgewendet wurden . In 
Zukunft gilt es, das Stützpunktnetz der Feuerwehr 
planmäßig weiter auszubauen. 

Die CDU will den Verbraucher vor gesundheitlichen 
Schäden und vor Täuschung bewahren. Deshalb hat sie 
den Aufbau einer wirksamen Lebensmittelkontrolle 
unterstützt. Mehr als 30 geschulte Fachleute sorgen heute 
dafür, daß das Lebensmittelgesetz eingehalten wird. 
Diese Kontrollen sollen noch verstärkt werden. 

Den öffentlichen 
Gesund­

heitsdienst 
ausbauen 

Drogensucht 
und 

Alkoholismus 
eindämmen und 

heilen 

47 

Die Beratung der Bevölkerung in Gesundheitsfragen und 
die notwendigen vorbeugenden Maßnahmen stellen hohe 
Anforderungen an die Funktionsfähigkeit des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes. Die CDU Rheinland-Pfalz wird den 
Schwerpunkt ihrer Arbeit darauf legen, die personelle 
Situation im öffentlichen Gesundheitsdienst zu verbessern. 
Bei einer organisatorischen Neuordnung müssen durch 
Spezialisierung der Aufgabenbereiche und durch eine 
Modernisierung der rechtlichen und organisatorischen 
Grundlagen die Anreize für den ärztlichen Nachwuchs 

verstärkt werden. 

Alkohol- , Drogen- und Medikamentensucht sind in der 
Bundesrepublik Deutschland noch immer auf dem 
Vormarsch. Die Gefahr, daß vor allem junge Menschen 
in die Abhängigkeit von Drogen geraten und damit ihre 
Gesundheit und Persönlichkeit zerstören oder gar ihr Leben 
verlieren, wächst von Tag zu Tag. Der Drogensucht muß 
durch verstärkte Aufklärung über die Auswirkungen des 
Mißbrauchs, die Aufdeckung der sozialen Ursachen, durch 
den Ausbau der Beratungsdienste und der stationären 
therapeutischen Einrichtungen sowie durch eine 
entschlossene Anwendung der Strafgesetze Einhalt geboten 
werden. Der Vorbeugung und Früherkennung des Alkohol­
und Drogenmißbrauchs bei Jugendlichen ist bei der 
Bekämpfung der Suchtgefahr Vorrang einzuräumen. 

Die CDU begrüßt die Bildung von Sondereinheiten der 
Polizei zur Bekämpfung derjenigen, die durch den Handel 
mit Rauschgift aus Unwissenheit und seelischer Not junger 
Menschen ein Geschäft machen. 
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Sie gehören 
zu uns: 

Aussiedler 
müssen 

schnell ihren 
Platz unter uns 

finden 

Sie gehören 
zu uns: 

Ausländische 
Arbeitnehmer 

nicht allein 
lassen 

Bei der Aufgabe, die deutschen Aussiedler aus den ost­
und südosteuropäischen Staaten so rasch wie möglich 
wirtschaftlich, sozial und gesellschaftlich einzugliedern, 
müssen sich unsere soziale, mitmenschliche und nationale 
Verantwortung bewähren. Eine wirksame Eingliederung 
kann nicht vom Staat verordnet werden. Freigemeinnützige 
Verbände und Organisationen sowie der einzelne Bürger 
bleiben hier zur Mitarbeit aufgefordert. 

Vor allem kommt es darauf an, 

- die Offentlichkeit gezielt über die Probleme der 
Aussiedler zu informieren; 

- die Aussiedler unter Berücksichtigung der 
Familiensituation über die Möglichkeiten in 
Berufsausbildung, Schule und Studium seitens der 
Behörden zu beraten; 

- die Sprachförderung der schulpflichtigen Aussiedlerkinder 
in den allgemeinbildenden Schulen und den 
Berufsschulen zu verstärken; 

- den Aussiedlern vor allem die Teilnahme am Leben 
in ihrer neuen Umgebung zu erleichtern und sie bei der 
Arbeitsplatzbeschaffung und Wohnungssuche zu 
unterstützen; 

- Kontakte zwischen einheimischen Familien und 
Aussiedlerfamilien anzubahnen. 

Ausländerpolitik darf nicht auf Angleichung und Aufgabe 
der kulturellen Eigenständigkeit gerichtet sein. Die Fähigkeit 
zur Rückkehr soll möglichst erhalten bleiben und auch 
von den Herkunftsländern gepflegt werden. Eine allgemeine 
zwangsweise Begrenzung des Aufenthaltes lehnt die CD 
jedoch ab. Es ist davon auszugehen, daß viele Ausländer, 
vor allem aus der in der Bundesrepublik Deutschland 
aufgewachsenen jungen Generation, auf Dauer hierbleiben 
werden. 

Es bleibt das Ziel der Union, die soziale Gleichstellung 
der in unserem lande lebenden ausländischen 
Arbeitnehmer und ihrer Familien zu erreichen. Fremde 
Lebensverhältnisse und Sprachschwierigkeiten dürfen nicht 
dazu führen, daß sie auf Dauer eine isolierte Randgruppe 
bilden. 

- Der Anwerbestopp für Gastarbeiter muß grundsätzlich 
aufrechterhalten werden. 

„ 

Die 
Voraussetzungen 
für menschliches 

Wohnen 
verbessern 
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- Durch eine Konkretisierung ausländerrechtlicher 
Bestimmungen muß der ausländische Arbeitnehmer 
mehr Sicherheit in seinem Aufenthaltsstatus erhalten . 

- Die Verbände der freien Wohlfahrtspflege nehmen sich 
vor allem der jungen Ausländer an, um ihre 
Zukunftschancen zu verbessern. Die CDU wird weiterhin 
die staatliche Förderung dieser Beratungs- und 
Betreuungsarbeit unterstützen. Insbesondere den Kindern 
muß geholfen werden, in Vorbereitungsklassen und durch 
Sprachunterricht Zugang zu Bildungs- und Berufschancen 
zu finden. 

- Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe, die 
Jugendverbände und -organisationen sind aufgefordert, 
die ausländischen Kinder und Jugendlichen stärker in 
ihre Arbeit einzubeziehen. Die CDU unterstützt die 
Bemühungen des Landessportbundes und der 
Sportvereine, Ausländer als aktive Mitglieder 
aufzunehmen. 

Die CDU Rheinland-Pfalz hat mit ihrer Wohnungsbaupolitik 
in den vergangenen Jahren für gesündere und modernere 
Wohnungen gesorgt. In unseren Städten und Gemeinden 
gibt es aber auch immer noch Wohnungsnot, vor allem 
bei sozial Schwachen, bei kinderreichen und jungen 
Familien, bei älteren Menschen, deutschen Aussiedlern 
und ausländischen Arbeitnehmern . Sie sind häufig nicht 
in der Lage, den für sie angemessenen Wohnraum ohne 
öffentliche Hilfe zu finden . Ihnen dabei durch Wohnungsbau 
zu helfen, ist eine Forderung sozialer Gerechtigkeit. Wie 
bisher wird die Wohnungsbaupolitik der CDU darauf 
gerichtet sein, die Bildung von Eigentum für breite 
Schichten der Bevölkerung zu erleichtern. Zur 
Vermögensbildung ist eine vernünftige Privatisierung des 
Wohnungsbestandes großer Wohnungsbaugesellschaften 

anzustreben. 

- überalterte Bausubstanz muß den veränderten 
Wohnbedürfnissen der Bevölkerung durch Maßnahmen 
der Stadt- und Dorferneuerung angepaßt·werden . Der 
Modernisierung gewachsener Wohn- und Baustrukturen 
ist dabei Vorrang vor einer Flächensanierung mit Abriß 
und Neubebauung zu geben. 
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Mit Sport 
Leben in die 

Freizeit bringen 

- Die Attraktivität der Stadtkerne muß gesichert und 
verbessert werden. Dazu muß die Wohnfunktion und 
der Freizeitwert der Innenstädte erhalten und verbessert 
werden. Die Erhaltung und Modernisierung des 
vorhandenen Altwohnbestandes genießt dabei Vorrang . 

- Für Eigenheime muß geeignetes Baugelände 
bereitgestellt und erschlossen werden. Dabei sind vor 
allem Familien mit Kindern zu berücksichtigen . 

- Wohnungen und Arbeitsstätten müssen nach Lage und 
Umfang so zugeordnet und miteinander verbunden 
werden, daß sowohl aufwendige Pendlerzeiten als auch 
eine Beeinträchtigung des Wohnwertes durch industrielle 
Anlagen weitgehend vermieden werden . 

- Neubaugebiete dürfen nicht isoliert bleiben, sondern 
müssen vielfältig in das soziale und kulturelle Leben 
der Gemeinde einbezogen werden . 

- Mit der Förderung der Bauqualität und der Baukultur 
muß eine Tradition unseres Landes fortgesetzt werden, 
die sich offen für neue architektonische Entwicklungen 
zeigt und den Menschen- wie Gesellschaftsbezug jeder 
Bautätigkeit in den Vordergrund stellt. 

Sport verbindet spielerische Freude und persönliche 
Leistung mit dem Erlebnis von Gemeinschaft, zugleich 
dient sinnvolle sportliche Betätigung der Erhaltung oder 
der Wiederherstellung der Gesundheit. Die Anziehungskraft 
des Sportes wächst ständig: 1978 waren fast eine Million 
Bürger unseres Landes Mitglied eines Turn- und 
Sportvereins. 

Im Sport hat die freie Initiative des einzelnen und der freien 
Träger - vor allem der Turn- und Sportverbände - Vorrang 
vor staatlichem Handeln. Auf Initiative der CDU hat 
Rheinland-Pfalz als erstes Bundesland ein 
Sportförderungsgesetz verabschiedet, das die Förderung 
des Sportes in voller Anerkennung seiner notwendigen 
Unabhängigkeit vom Staat zur öffentlichen Aufgabe macht. 
Die CDU wird sich auf Bundesebene für eine stärkere 
steuerliche Entlastung der Vereine einsetzen. Dem 
Landessportbund mit seinen angeschlossenen freien 
Organisationen wird ein Anspruch auf finanzielle 

• ' 
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Unterstützung durch das Land garantiert. Die 
Sportorganisationen sind berechtigt, die öffentlichen Sport-, 
Spiel- und Freizeitanlagen kostenfrei zu nutzen. Vereine 
mit eigenen Sportstätten sollen stärker gefördert werden. 

- Ziel der Sportpolitik ist es, dem Bürger in allen 
Landesteilen in zumutbarer Entfernung, möglichst in 
Wohnungsnähe, Sport-, Spiel- und Freizeitanlagen zur 
Verfügung zu stellen. Deshalb wird die CDU darauf 
drängen, daß Städte und Gemeinden ihrer Verpflichtung, 
Sportstättenpläne zu erstellen, nachkommen. 

- Die Sporteinrichtungen müssen den besonderen 
Belangen des Schul- und Vereinssportes, des 
Wettkampf- und Freizeitsportes sowie der Erholung und 
dem Fremdenverkehr Rechnung tragen. 

- Wälder, Gewässer und die freie Flur müssen unter 
Beachtung von Natur- und Landschaftsschutz für 
Bewegung, Turnen, Spiel und Sport frei zugänglich 
bleiben oder wieder gemacht werden. 

Die Sportförderung berücksichtigt in gleicher Weise 
Freizeit- , Breiten- und Leistungssport. Die Bestrebungen 
der Vereine, Kindern und Müttern, körperlich und geistig 
Behinderten und älteren Menschen ein Angebot zu 
sportlicher Betätigung zu machen, wird die CDU besonders 

fördern . 

Die CDU tritt dafür ein , einen größeren Kreis von Breiten­
und Freizeitsportlern in die sportärztliche Betreuung 
einzubeziehen. Außerdem ist zu überprüfen, ob 
schulärztliche Untersuchungen stärker auf Fragen der 
Sporttauglichkeit erstreckt werden können. 

Sport ist unverzichtbarer Bestandteil von Erziehung und 
Bildung. Die CDU wird sich dafür einsetzen, daß in den 
Kindergärten, an den allgemeinbildenden Schulen, den 
Berufsschulen, den Sonderschulen und den Hochschulen 
dem Sport und Spiel breiterer Raum eingeräumt wird. Ziel 
des Sportunterrichts muß es sein, in jedem Kind und 
Jugendlichen die Freude am Sport und den Wunsch zu 
einer lebenslangen sportlichen Betätigung zu wecken. 
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IV. Augenmaß und 
Kontinuität in der 
Bildungspolitik 

Mit der Gestaltung des Bildungswesens sagt eine 
Gesellschaft, was sie von ihrer Zukunft und was sie vom 
Menschen hält. 

- Bildung ist für den einzelnen wichtig: Sie führt ihn zu 
sich selbst. 

- Bildung ist für die lebendige Demokratie wichtig : Sie 
ermöglicht Teilnahme am gegenwärtigen und zukünftigen 
Geschehen; sie führt zu Urteilsfähigkeit und 
selbständigem Handeln. 

- Bildung ist für unsere Gesellschaft wichtig : Sie ist Brücke 
zum Mitmenschen und Basis der geistigen und 
wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit unseres Volkes. 

Bildung wird persönlich erworben , aber sie ist mehr als 
Privatsache. Der Staat ist verpflichtet, die unterschiedlichen 
Begabungen und Fähigkeiten zu fördern sowie 
Leistungsbereitschaft durch angemessene Forderungen 
zu stärken . Junge Menschen müssen verantwortete Freiheit 
erfahren, Toleranz lernen und leben, konstruktive Kritik 
üben und lernen, sich zu entscheiden. Bildung vermitteln 
heißt, das kulturelle Erbe unseres Volkes an die junge 
Generation weiterzugeben und sie lehren, zu verändern 
und zu bewahren. · 

Die Bildungspolitik der CDU Rheinland-Pfalz hat 
entscheidend dazu beigetragen , 

- ein der Vielfalt menschlicher Fähigkeiten entsprechendes 
differenziertes, gegliedertes Schul- und Hochschulsystem 
zu entwickeln, 

- regionale Unterschiede im Bildungsangebot 
auszugleichen, 

- Chancengerechtigkeit konkret zu verwirklichen. 

• 

Für eine 
geistig offene 

Bildungspolitik 

Für ein klar 
gegliedertes, 

durchlässiges 
System von 

Bildungs­
angeboten 
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Grundlage der Bildungspolitik in Rheinland-Pfalz ist das 
Recht seiner Bürger, ihr Leben in Freiheit zu gestalten. 
Die CDU achtet das Erziehungsrecht der Eltern. Elternhaus 
und Schule verwirklichen ihren Erziehungsauftrag in 
Partnerschaft. 

Für ein staatliches Bildungsmonopol ist in Rheinland-Pfalz 
kein Platz. Schulen in freier Trägerschaft bereichern und 
ergänzen das Bildungsangebot. Eltern und Schüler haben 
die Wahl zwischen Schulen verschiedener Prägung. 

Die CDU sichert die freiheitliche , an den Werten des 
Grundgesetzes orientierte Gestaltung der Schulen. Die 
Kinder sollen in freiheitlichem Geist aufwachsen und ihre 
eigenen weltanschaulichen Überzeugungen in Achtung 
vor anderen Meinungen besitzen, vertiefen und vertreten 
können . Die CDU in Rheinland-Pfalz hat im Bildungswesen 
Offenheit statt Indoktrination, Bindung an die Werte des 
Grundgesetzes statt Bindungslosigkeit gewollt und 
durchgesetzt. 

Sie wird das Zusammenwirken von Lehrern, Eltern und 
Schülern weiter verstärken und Schülerbeiräte auf Landes­
und Bezirksebene in allen Schularten fördern . 

Die CDU in Rheinland-Pfalz setzt sich für ein 
Bildungssystem ein, das fördert und fordert; nicht jedem 
den gleichen, aber jedem seinen Bildungsweg. Für uns 
sind unterschiedli~he Bildungsgänge gleichwertig. 

- Die vorschulische Förderung wird in Rheinland-Pfalz 
nicht verschult; die Schulpflicht wird nicht vorverlegt. 
Schulpflichtige, aber noch nicht schulreife Kinder erhalten 
in Schulkindergärten die ihrem Reifegrad entsprechende 
gezielte Förderung. Der weitere Ausbau dieser 
Einrichtungen wird zügig vorangetrieben. 

- Die Schularten berücksichtigen individuelle Begabungen, 
Fähigkeiten und Interessen und stellen unterschiedliche 
Angebote dar. 

- Das Schulsystem von Rheinland-Pfalz verbindet 
Beständigkeit und Weiterentwicklungschancen. Jede 
Schulart und jede Stufe eröffnet entweder neue 
Möglichkeiten weiterführender Bildung und Ausbildung 
oder führt zu einem Abschluß, der Zugang zur 
Berufstätigkeit erschließt. 
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- Die Sonderschule ermöglicht dem Schüler einmal den 
Zugang zu verschiedenen beruflichen Tätigkeiten, aber 
auch vollwertige Abschlüsse. Sie hilft ihm aber vor allem 
zu der ihm möglichen Selbständigkeit. Die CDU hat der 
Ausgestaltung der Sonderschulen besonderen Raum 
gegeben, weil die Menschlichkeit einer Gesellschaft 
an ihrer Einstellung zum Behinderten zu messen ist. 
Auch die Eltern dieser Kinder brauchen aktive Hilfe. 
Die CDU setzt sich aber mit gleichem Nachdruck dafür 
ein, daß nicht jede Erziehungs- und 
Verhaltensschwierigkeit zum Anlaß für eine Zuweisung 
zur Sonderschule genommen wird. Der Unterstützung 
in einer Sonderschule bedarf das behinderte Kind, nicht 
aber das Kind mit behebbaren 
Erziehungsschwierigkeiten. 

- Die berufliche Bildung ist von der CDU Rheinland-Pfalz 
früh aus ihrer Vernachlässigung herausgeholt worden. 
Das hat 1973 zu dem „ Aktionsprogramm für eine 
bessere berufliche Bildung" geführt. Auf Initiative der 
CDU wurde dieses Programm den neuen Bedingungen 
entsprechend fortgeschrieben. Sie hat sich in Bund und 
Land dafür eingesetzt, die Bildungspolitik nicht nur am 
Abitur auszurichten, sondern der beruflichen Bildung 
den gleichen Rang zu geben. Das Zusammenwirken 
von Schule und Betrieb (duales System) sichert die 
Praxisnähe der Ausbildung und die Erfolgserfahrung 
des Schülers mit praktischen Fähigkeiten. Es reagiert 
auf wechselnde Nachfrage elastisch und vermittelt dem 
Berufsschüler in der Schule Erfahrungen, Kenntnisse 
und eine Erziehung, die er als künftiger Staatsbürger 
braucht. 

- Im Hochschulbereich ist angesichts der starken 
Jahrgänge, die jetzt an die Hochschulen und 
Universitäten drängen, die Erhöhung der Zahl der 
Studienplätze von besonderer Bedeutung. Das darf 
jedoch nicht auf Kosten der Qualität gehen. Die CDU 
wird durch ihre Politik die Forschung gegen 
Niveauverluste absichern. Wissenschaft und Forschung 
von heute sichern die Qualität der Lehre von morgen, 
entscheiden über das Arbeitsplatzangebot und die 
Wettbewerbsfähigkeit und bringen mit der Frage nach 
der Wahrheit grundlegende Wertmaßstäbe in unsere 
Gesellschaft ein. Sie hat sich nachdrücklich und 
erfolgreich für die Förderung junger Wissenschaftler 
eingesetzt und den Ausbau von Studienplätzen vor allem 
in den früher hochschulfernen Regionen des Landes 

• 
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vollzogen. Die Erweiterung der neugegründeten 
Universitäten Trier und Kaiserslautern und der 
Fachhochschule, mit ihren auf die Regionen verteilten 
Abteilungen, hat weiterhin Vorrang, weil sie die 
Chancengerechtigkeit verbessert. Der Ausbau gilt künftig 
vor allem solchen Studienrichtungen, in denen 
erkennbare Berufsmöglichkeiten vorhanden sind. Deshalb 
wurden auch nichtlehramtsbezogene Studiengänge an 
der Erziehungswissenschaftlichen Hochschule 
eingerichtet. Es geht um die Chancen der jungen 
Generation . 

- Die Weiterbildungseinrichtungen stellen jedem Bürger 
ein breitgefächertes und systematisches Angebot von 
Bildungsmöglichkeiten zur Verfügung, das Kenntnisse 
zu erweitern und zu vertiefen hilft, zusätzliche 
Qualifikationen erwerben läßt und das 
eigenverantwortliche Handeln im persönlichen, 
beruflichen und öffentlichen Leben stärkt. Weiterbildung 
ergänzt die Erstausbildung, baut die Angst ab, beruflich 
oder familiär zum „ alten Eisen" zu gehören, ist Ant­
wort auf die Herausforderungen einer sich ständig 
ändernden Welt. 

Das Konzept der CDU ist von zwei 
Grundsatzentscheidungen geprägt: Es beruht auf einer 
aktiven Zusammenarbeit von freien Trägern und 
Volkshochschulen. Damit wird jeder staatliche Dirigismus 
abgelehnt. 

- Durchlässigkeit des Bildungswesens bedeutet, daß in 
Rheinland-Pfalz auch über den zweiten Bildungsweg 
differenzierte Abschlüsse einschließlich der 
Hochschulreife erlangt werden können. 

- Die Musikschule erweitert die Möglichkeiten musischer 
Betätigung und menschlicher Entfaltung. Sie vermittelt 
Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen eine 
musikalische Grundbildung; sie will dabei Begabungen 
frühzeitig erkennen und individuell fördern . Sie bildet 
den Nachwuchs für das Laien- und Liebhabermusizieren 
heran, kann aber auch die Vorbereitung auf eine 
berufliche Fachausbildung übernehmen. 



Das Netz der 
Schulen und 

Bildungs­
einrichtungen 
wurde immer 

dichter 

Beratung 
und finanzielle 

Hilfen für Eltern 
und Schüler 
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Das Ziel, überall im lande in zumutbarer Entfernung vom 
Wohnort ein vielfältiges Angebot an Schullaufbahnen mit 
weiterführenden Qualifikationen anzubieten, ist praktisch 
erreicht. Das Ziel, rund 300 Hauptschulen einzurichten, 
ist nahezu verwirklicht; die Mehrzahl ist in Neubauten 
untergebracht. 

Der Schwerpunkt der Schulbauförderung lag in den letzten 
Jahren bei den berufsbildenden und den Sonderschulen. 

Bei Sonderschulen, Realschulen und Gymnasien standen 
neben deren Ausbau und Neugründung auch ihre räumliche 
Verbindung in Schulzentren im Vordergrund. Vor allem 
in den Randzonen der Verdichtungsräume wurden 
Neubauten errichtet. Sport- und Turnhallen sollen je nach 
Bedarf errichtet werden. 

Vielfältige Beratungsdienste wurden aufgebaut. Sie 
informieren über die verschiedenen Bildungswege in 
Schule, Hochschule und Beruf, über Berufschancen und 
Möglichkeiten persönlicher und finanzieller Förderung. Sie 
helfen bei Lern- und Verhaltensschwierigkeiten des 
einzelnen Schülers. Ein notwendiger weiterer Ausbau wird 
angestrebt. 

Eine gezielte Förderung von Schülern und Studierenden 
gewährleistet, daß auch die Kinder aus 
einkommensschwachen oder kinderreichen Familien und 
in dünnbesiedelten Gebieten mit längeren Schulwegen 
v9n dem Bildungsangebot des Landes vollen Gebrauch 
machen können. In der Fahrtkostenerstattung für Schüler 
steht Rheinland-Pfalz unter den Ländern der 
Bundesrepublik ganz vorn. Dies ist Realisierung von 
Chancengerechtigkeit und von Gleichrangigkeit zwischen 
Stadt und Land. 

Es bleibt das Ziel der CDU, die Erstattung der 
Lernmittelkosten Schritt für Schritt zu erweitern, aber am 
Grundsatz der Selbstbeteiligung festzuhalten. 

• 
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Mit neuen 
Heraus­

forderungen 
fertig werden 

Die Bedingungen für Schule, Unterricht, Studium, 
Berufsausbildung haben sich in den letzten Jahren deutlich 
verbessert. Trotz steigender Schülerzahlen ist die Zahl 
der Schüler, die ein Lehrer im Durchschnitt zu unterrichten 
hat, kleiner geworden, weil immer mehr Lehrer eingestellt 
wurden . Vieles ist erreicht und selbstverständlich geworden. 
Behebbare Mängel werden Schritt für Schritt beseitigt. 
So sind kleinere Klassen, der Abbau von Unterrichtsausfall 
und „ Lehrerfeuerwehr" für langfristige 
Krankheitsvertretungen für die CDU selbstverständliche, 
aber nicht die einzigen Ziele. 

Es gilt, mit den neuen Herausforderungen fertig zu werden: 

Die Geburtenziffer schrumpft in der Bundesrepublik in 
erheblichem Ausmaß. 1969 wurden in Rheinland-Pfalz 
rund 54 000 Kinder geboren, 1977 waren es nur noch 
34 000; davon mehr als 2600 Ausländerkinder. In 
Rheinland-Pfalz nimmt somit die Zahl der Grundschüler, 
der Hauptschüler in kurzer Zeit um fast 50 Prozent ab. 
Gleichzeitig aber durchlaufen starke Jahrgänge die 
berufliche Ausbildung und die Oberstufen der Gymnasien. 
Sie haben Ansprüche auf die gleichen Bildungschancen 
wie die Jahrgänge vor und nach ihnen. Solidarität der 
Generationen muß gleichrangig gelten für die 
Alterssicherung und die Ausbildung der jungen Generation. 
Die CDU in Rheinland-Pfalz wird dabei die Ansprüche 
des Schülers von heute und die Belastungen des 
Steuerzahlers von morgen beachten. Notwendig sind 
einerseits Lehrerstellen und Schulbauten für den dauernden 
Bedarf, andererseits elastische Maßnahmen für den 
Schüler- und Studentenberg. Überkapazitäten auf Dauer 
zu schaffen ist unverantwortlich . 

Schule und Hochschule dürfen nicht in die Isolation geraten. 
Schule und Hochschule müssen darauf achten , zum 
kulturellen, sozialen, ökonomischen , politischen Geschehen 
Kontakt zu behalten . 

Bildungsabschlüsse dürfen nicht an die schwankende 
Nachfrage des Arbeitsmarktes gebunden werden; aber 
ein Bildungssystem, das nicht an den Möglichkeiten des 
Arbeitsmarktes orientiert ist, führt zu menschlicher 
Enttäuschung, sozialer Unruhe und verminderter 
Wettbewerbsfähigkeit. 

Der wirtschaftliche Strukturwandel hat schlagartig die 
Gefahren sichtbar gemacht, die aus der Abkoppelung des 
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Wir setzen im 
Bildungswesen 

konkrete 
Schwerpunkte 

Bildungssystems vom Beschäftigungssystem entstehen 
können. Besonders deutlich wird dies aus der Kluft 
zwischen den Mangelberufen und der Ausbildung der 
Beschäftigungssuchenden. Akademikerüberhang, 
Facharbeitermangel, zu geringe berufliche Mobilität und 
fehlende berufliche Qualifikation sind die Stichworte für 
diese Probleme. Bildungssystem und Beschäftigungssystem 
müssen daher besser aufeinander abgestimmt werden . 

Schule ist auch Antwort auf die geistige und soziale 
Entwicklung einer Gesellschaft, und sie beeinflußt sie. 
Lernstoff und Bildungsvermittlung müssen wissenschaftlich 
orientiert und auch methodisch angemessen vertreten sein. 
Aber: Aus Wohltat darf nicht Plage werden! Wer jede 
denkbare Zukunftssituation in der Schule vorbereiten will 
maßt sich nicht erreichbare Voraussicht an, verursacht 
Schlußstreß und beansprucht die Kinder durch Schule und 
Ausbildung über Gebühr. 

Erfolg und Lebensglück können in Schulbänken 
grundgelegt, aber nicht garantiert werden. Schule kann 
sich deshalb nicht darauf beschränken, Wissen zu 
vermitteln, sie muß auch ihren Beitrag zur Erziehung leisten. 
Dies ist ein Grund, warum die Schule nicht Konflikttheorie, 
sondern Wertorientierung vermitteln soll. 

Bildung umfaßt mehr als das, was die Schule zu vermitteln 
vermag. Die Schule darf deshalb nicht so beherrschend 
werden, daß Schulerfolg zum einzigen Maßstab des 
Selbstwertes wird. 

Der Rückgang der Schülerzahlen in den Grundschulen 
ist für uns kein Anlaß zu einer Schulschließungswelle. Wi 
wollen die Grundschule möglichst am Wohnort belassen , 
auch wenn dies mehr Lehrer erfordert. 

Dem Leistungsstreß in der Grundschule wird die CDU durch 
Ausbau der Beratung und entsprechende Lehrpläne 
entgegenwirken. In der Grundschule hat das 
Zusammenwirken von Eltern und Schule besondere 
Bedeutung. Chancengerechtigkeit als Zielsetzung hat uns 
u. a. dazu geführt, für jedes Kind im 4. Grundschuljahr 
ein Gutachten über seine schulische Eignung zu fordern . 
Unbeschadet der eigenen Wünsche müssen Eltern über 
die Empfehlung der Schule in jedem Fall informiert sein . 59 

Es entspricht unserem Konzept, wenn wir sowohl nach 
dem 4. wie nach dem 6. Schuljahr dann, wenn die Eltern 
der schulischen Empfehlung nicht folgen wollen, die 
Möglichkeit einer korrigierenden Prüfung einräumen. 

Die Rücksichtnahme auf die Leistungsfähigkeit der Schüler 
muß Vorrang vor der Durchlässigkeit des Bildungssystems 
haben. Leitlinie der CDU ist: Soviel Gemeinsamkeit der 
schulartübergreifenden Lehrpläne ohne Unter- und 
Überforderung der Kinder wie möglich; soviel 
Eigenständigkeit der Lehrpläne, bezogen auf die Schularten, 
als nötig, damit die unverzichtbare Durchlässigkeit des 
Bildungssystems nicht gefährdet und die individuelle 
Förderung gewährleistet bleibt. 

Die Hauptschule gewinnt mehr und mehr ihr eigenständiges 
Profil. Sie soll den Schüler verstärkt auf die allgemeinen 
zusammenhänge und Anforderungen der Berufs- und 
Arbeitswelt vorbereiten. Das Fach Arbeitslehre soll die 
Berufsentscheidung des Schülers erleichtern. 

Für die Entwicklung der emotionalen Kräfte der Schüler 
ist auf musisch-künstlerische und auf sportliche Betätigung 
besonderer Wert zu legen. 

Die CDU setzt sich dafür ein, daß die Leitlinien und das 
Aktionsprogramm zur Weiterentwicklung der Haupts~hule_ 

in Rheinland-Pfalz als mittelfristiger Aktionsplan schrittweise 
verwirklicht werden. Damit soll vor allem die Förderung 
sowohl schwacher als auch besonders fähiger Schüler 
gesichert, die Verbindung zum berufsbildenden Schulwesen 
gestärkt werden. Den Eltern der Hauptsch_ulkinde~ gilt es 
deutlich zu machen, warum Schule und Bildung fur den 
Lebensweg wichtig sind. Besonders geeignete Schüler 
haben die Möglichkeit, ein freiwilliges 10. Schuljahr an 
der Hauptschule zu besuchen , um den qualifizierten 
Sekundarabschluß 1 zu erreichen. Die Einführung eines 
1 o. Pflichtschuljahres an der Hauptschule lehnen wir aus 
pädagogischen Gründen nachdrücklich ab. 

Die Differenzierung nach Interessen- und 
Begabungsrichtungen kann durch die Realschule in . 
unserem Land wirksam verwirklicht werden. Durch die 
Verstärkung der Lehrerplanstellen konnte der 
pädagogischen Intensität dieser Schulart entsprochen 
werden. 

Die CDU tritt nachdrücklich für die Einheit des gymnasialen 
Bildungsweges ein und wendet sich gegen die Abtrennung 
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der Oberstufen . Die „ Mainzer Studienstufe" der Gymnasien 
in Rheinland-Pfalz wird auch künftig Schwerpunktbildung 
und breite Grundbildung verbinden. Schule, die auf 
angemessene Leistungsforderung verzichtet, schädigt die 
Schwachen, macht Leistungsbereitschaft unmöglich . Im 
Gymnasium ist aus diesen Gründen eine intellektuelle 
Leistungsforderung unverzichtbar. 

Die Bemühungen der Landesregierung, auf der Basis des 
Aktionsprogramms für eine bessere berufliche Bildung 
das berufliche Bildungswesen auszubauen, werden 
fortgesetzt. Es bleibt vorrangiges Ziel unserer bildungs­
und arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen, der 
jungen Generation Chancen für eine qualifizierte 
berufliche Ausbildung zu sichern. Unter Berücksichtigung 
der konjunkturellen Lage und der strukturellen 
Veränderungen in der Wirtschaft müssen beim weiteren 
Ausbau beruflicher Bildung Schwerpunkte gesetzt werden: 

- Um für die geburtenstarken Jahrgänge der nächsten 
Jahre hinreichende Angebote zu sichern, sind 
vorhandene und zusätzlich zu schaffende Kapazitäten 
vor allem für die berufliche Erstausbildung einzusetzen. 

Berufsgrundbildungsjahr und Berufsgrundschuljahr sind 
weiter auszubauen. 

- Maßnahmen zum Ausbau und zur Reform beruflicher 
Bildung werden gemeinsam mit allen an der beruflichen 
Bildung Beteiligten geplant und umgesetzt. Planung 
und Förderung schulischer und betrieblicher Angebote 
sind in noch stärkerem Maße auf regionale und örtliche 
Gegebenheiten abzustellen. Zu diesem Zweck ist die 
Zusammenarbeit aller an der beruflichen Bildung 
Beteiligten, insbesondere auf örtlicher Ebene, zu 
intensivieren. 

Für die Jugendlichen aus geburtenstarken Jahrgängen 
sind betriebliche und schulische Ausbildungsplätze über 
den momentanen Bedarf des Beschäftigungssystems 
hinaus zu schaffen. Dabei sollen vor allem 
Schlüsselqualifikationen vermittelt werden, die die 
Ausübung verschiedener beruflicher Tätigkeiten 
ermöglichen . Mit einer Ausbildung über den 
gegenwärtigen Bedarf hinaus wird gleichzeitig verhindert, 
daß ab Mitte der 80er Jahre ein Mangel an qualifizierten 
Fachkräften eintritt. 

Die schulische Förderung der behinderten Kinder und 
Jugendlichen entsprechend ihren Lernmöglichkeiten und 61 

ihrer Erziehungsbedürftigkeit muß in enger Verbindung 
mit ärztlichen, psychologischen und sozialen 
Betreuungsmaßnahmen erfolgen. 

Die Sonderschule ermöglicht besondere Förderung und 
trägt dazu bei , die Schüler sozial und beruflich besser zu 
integrieren. Die Verbindung zwischen Sonderschulen und 
anderen Schulen, zwischen Schülern und Eltern soll 
verstärkt werden. Die Mehrfachbehinderungen, die 
zunehmend eintreten, stellen neue, anspruchsvolle 
Aufgaben. Die berufliche Integration Behinderter verlangt 
besondere Anstrengungen. 

Die Hochschulpolitik muß zwei Gesichtspunkte 
berücksichtigen : 

- Wer die Dauer von Erststudien sinnvoll begrenzen will , 
muß die Studienreform vorantreiben und ein qualifiziertes 
Konzept von Weiterbildung entwickeln . In unserem Land 
ist beides gesichert. 

- Neu gegründete Hochschulen müssen ein Profil erhalten, 
das ihre Anziehungskraft auch dann sichert, wenn die 
kleinen Jahrgänge die Hochschule erreichen . 

Angesichts der Tatsache, daß in den nächsten Jahren 
weit mehr Akademiker ihre Ausbildung an deutschen 
Hochschulen beenden als herkömmlich in entsprechenden 

. Berufen nachgefragt werden, bekommt Studienreform eine 
besondere Bedeutung. Sie darf keineswegs Fallbeil für 
die Studiendauer von Studenten werden; sie muß auch 
als Mittel gesehen werden, das die breitere Verwendbarkeit 
von Hochschulabsolventen sichert. Unsere Hochschulpolitik 
sichert die Qualität der wissenschaftlichen Arbeit, stärkt 
personale Verantwortung, bestätigt verfaßte 
Studentenschaften als Mittel verantwortlicher Mitwirkung 
und orientiert sich am Ziel der Funktionsfähigkeit der 
Universitäten. 

Wer auf freiheitliche Wissenschaft verzichtet, sieht heute 
von der Wettbewerbsfähigkeit, aber auf Dauer von geistigen 
und menschlichen Qualitäten eines Volkes ab. Unsere 
Hochschulgesetze haben hier eindeutig Position bezogen. 

Wir wissen, daß Bildung allein die Demokratie nicht sichert, 
aber wir wissen auch, daß Demokratie ohne 
Kenntnisvermittlung , ohne informierte Bürger keinen 
Bestand hat. Demokratie lebt vom engagierten Einsatz 
der Bürger. In unserem Land verstehen wir Bildungspolitik 
auch als einen Beitrag zur Stärkung der Demokratie. 
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Ja zu 
Rheinland-Pfalz 

Ja zu 
wertorientierter Politik 

Weiter mit Leistung 

Mit diesem Programm für Rheinland-Pfalz weist die C1 .J 

den Weg in die Zukunft unseres Landes. Die Union 
berücksichtigt die Entwicklung, beachtet die Eigenart 
und nutzt die Chancen dieses Landes. Die CDU ist eine 
Volkspartei, die sich an alle Menschen in allen Schichten 
und Gruppen unseres Volkes wendet. Ihr Programm 
gründet auf dem christlichen Verständnis vom Menschen 
und seiner Verantwortung vor Gott. Die Grundwerte 
Freiheit, Solidarität und Gerechtigkeit sind Begründung, 
Maßstab, Ziel und Begrenzung des politischen Handelns. 
In einer Zeit besonderer Belastungen von Staat und 
Gesellschaft geben sie unserem politischen Handeln 
Sinn und Ziel; dem Bürger aber sollen sie Anlaß zu 
Vertrauen und Engagement sein. 


